
DER  „MISSBRAUCH“  UND  DAS   KATHOLISCHE  KIRCHENRECHT

Der in seinem 24-Stunden-Ultimatum aufgeblitzte Konflikt des Vorsitzenden der Dt.
Bischofskonferenz mit der Bundesjustizministerin über die Handhabung der Verbre-
chen sexuellen Mißbrauchs von Kindern und Jugendlichen durch Priester und Or-
densleute ist auch mit einem „Runden Tisch“ nicht auszuräumen. Das könnte allein
die Tilgung dieser und ähnlicher Anmaßungen aus dem katholischen Kirchenrecht
bewirken: „Die bürgerliche Gesetzgebung ist so einzurichten und zu gestalten, daß
sie  nicht im Widerspruch steht zur kanonischen Gesetzgebung.“ – „Im Konfliksfalle
zwischen bürgerlichem und kirchlichem Recht muß dieses den Vorrang haben.“

Diesen faktischen Schutz kirchlicher Straftäter vor dem Staatsanwalt publi-
zierte Kurienkardinal Ottaviani 1936 in den „Institutiones Juris Publici Ecclesiastici“
(§309f.), auf dem Höhepunkt des „Missbrauchs“-Skandals der dt. katholischen Kirche
1935 bis 1938. Das ist dt. Vertragsrecht! Denn das heute noch gültige Reichskonkor-
dat vom 20.7.1933 wandelte das in der Reichsverfassung garantierte Individualrecht
der Religionsfreiheit gleich in Artikel 1.1 um in die Garantie katholischer Amtstätigkeit
als solcher, d.h. gemäß bischöflicher Jurisdiktion nach dem Codex Juris Canonici.

Das Zustandekommen des Reichskonkordats hat der frühere „Kulturpolitische
Referent der Bundesparteileitung der FDP“ und spätere Kirchenhistoriker Scholder
dokumentiert (in: „Die Kirchen und das Dritte Reich“/1). Wie beide Seiten zuerst die
Zweidrittelmehrheit für ein „Ermächtigungsgesetz“ ausheckten, die eine, um die Dik-
tatur zu „legalisieren“, die andere, um die bisher an den Parlamentsmehrheiten ge-
scheiterten Vorhaben Pacellis durchzubringen: das Reichskonkordat samt „Geheim-
abkommen“ über Sonderrechte der kath. Kirche „im Falle der Einführung der Allge-
meinen Wehrpflicht“. So geschehen am 23.3.1933  - mit den Stimmen des bisher
unwilligen Zentrums und jener Fraktion der Dt. Staatspartei, der damals der spätere
FDP-Parteifreund Scholders und unserer Justizministerin angehörte, Theodor Heuß.

Die kritischen Staatsrechtler und Protestanten in Partei und Regierung beru-
higte Hitler während der Schlußberatung dieses Papst-Hitler-Paktes am 14.7.1933 lt.
Protokoll des Reichskabinetts: „Er (Hitler) vertrat die Auffassung, daß man hierbei
nur den großen Erfolg sehen dürfe. Im Reichskonkordat wäre Deutschland eine
Chance gegeben und eine Vertrauenssphäre geschaffen, die bei dem vordringlichen
Kampf gegen das Judentum besonders bedeutungsvoll wäre. Etwaige Mängel des
Konkordates könnten später bei besserer außenpolitischer Lage verbessert werden.“

Und das praktizierte Hitler während der heute vom Papst und den dt Bischöfen
so beredt vertuschten „Missbrauchs“-Verbrechen der Jahre 1935-1938, als er ver-
tragswidrig weit über tausend Priester und Ordensleute, davon allein 276 Franziska-
ner, in presseöffentlichen Verfahren den Staatsanwälten und Gerichten überließ.

Da brachte Rom den US-Erzbischof Kardinal Mundelein gegen die dt. Justiz in
Stellung: „Katholikenverfolgung!“- Doch beweiskräftige Demarchen des Auswärtigen
Amtes zwangen den Vatikan einzulenken und Hitler kleinlaut um „konkordatlichen
Schutz“ zu bitten. Der stoppte 1937 dann nicht etwa die Prozesse, sondern nur die
verheerenden Berichte über sie, in den Organen der kirchenfeindlichen „Neuheiden“
ebenso wie die im „Stürmer“ und im „Schwarzen Korps“. Sogar Goebbels und Ro-
senberg mußten kuschen. Bis heute verstieß niemand gegen Hitlers „Anordnung“.-

Selbst das 1987 von beiden dt. Kirchen herausgegebene „Inventar staatlicher
Akten zum Verhältnis von Staat und Kirchen 1933-1945“  unterschlägt die „Sittlich-
keitsdelikte“ zwar nicht, versteckt die Akten aber in Bd.1 unter der Zwischenüber-
schrift: „Behinderung, Überwachung, Verfolgung“.- Eine Beleidigung jener in diesem
Kapitel auch genannten Mitarbeiter/innen der Kirchen, die ihres Glaubens und politi-
schen Handelns wegen verfolgt wurden! Hans Prolingheuer, Kirchenhistoriker.








